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Vorwort 

Ein vertraglicher Anspruch wie auch ein rechtskräftiges Erkenntnisurteil sind 
jeweils nur so viel wert, als sie gegebenenfalls auch vollstreckt werden können. 
Zwar kommt es in zivilrechtlichen Streitigkeiten nur selten vor, dass ein 
Anspruch tatsächlich mittels Zwangsmassnahmen durchgesetzt werden muss, 
doch wird ein Schuldner regelmässig nur dann seinen Verpflichtungen nach­
kommen, wenn er weiss, dass er bei einer Nichtbefolgung mit solchen rechnen 
muss.

Der Themenkomplex der Vollstreckung zeichnet sich sowohl im innerstaat­
lichen als auch im internationalen Verhältnis durch ein starkes und zuweilen 
im Einzelnen noch nicht abschliessend geklärtes Zusammenspiel verschiede­
ner Regelwerke und Fachgebiete aus. Zu welcher Fülle praxisrelevanter 
Abgrenzungsschwierigkeiten dies führen kann, zeigt sich exemplarisch 
anhand des Brexits, als Folge dessen das Vereinigte Königreich aus dem LugÜ 
ausschied und dessen juristische Klärung nach wie vor nicht in sämtlichen 
Punkten abgeschlossen ist.1

Anders als bei der Schiedsgerichtsbarkeit ist es im Bereich der staatlichen 
Zivilgerichtsbarkeit noch ein langer Weg bis zu einem einheitlichen, weltweit 
geltenden Anerkennungs- sowie Vollstreckungssystem. Obwohl ein Schritt in 
diese Richtung, wird der Beitritt der Schweiz zum Haager Gerichtsstands­
übereinkommen daran nur wenig ändern.

Cinzia Catelli & Predrag Sunaric

1	 Siehe dazu unten S. 55f.  
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A	 Einleitung

Kommt es zu einem Verfahren betreffend die Anerkennung bzw. Vollstreck­
barkeitserklärung eines ausländischen Entscheids, so haben die Parteien meis­
tens bereits jahrelang mit- bzw. gegeneinander prozessiert und oft neben 
einem Erkenntnisverfahren auch mehrere Rechtsmittelverfahren hinter sich. 
Für die im ausländischen Verfahren unterlegene Partei stellt sich, sofern sie 
ihren (Wohn-)Sitz oder Vermögenswerte in der Schweiz hat, im Sinne einer 
last line of defense dann jeweils noch die Frage, ob Umstände bestehen, welche 
einer Anerkennung und damit auch einer Vollstreckung des ausländischen  
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Entscheids in der Schweiz entgegenstehen.1 Neben den eigentlichen, gesetz­
lich normierten Anerkennungshindernissen ist dabei stets auch vorab zu 
prüfen, ob der ausländische Entscheid die für eine Anerkennung in der 
Schweiz vorausgesetzten Qualitätsanforderungen erfüllt. 

B	 Anwendungsbereiche des LugÜ, HGÜ und IPRG

I	 Vorbemerkung

Die möglichen Verweigerungsgründe unterscheiden sich je nachdem, welches 
Regelwerk Anwendung findet, sprich ob sich die Anerkennung bzw. Voll­
streckbarkeitserklärung nach den Art. 25 ff. IPRG oder vorrangig2 nach einem 
völkerrechtlichen Vertrag richtet. In Zivil- und Handelssachen sind in erster 
Linie das Lugano-Übereinkommen (LugÜ) sowie – sofern dem ausländischen 
Entscheid eine ausschliessliche Gerichtsstandsvereinbarung zugrunde lag – 
seit dem 1. Januar 2025 auch das Haager Übereinkommen über Gerichts­
standsvereinbarungen (HGÜ) von Bedeutung.3 Es ist daher in einem ersten 
Schritt stets zu prüfen, nach welchem Regelwerk sich die Anerkennung bzw. 
Vollstreckbarkeitserklärung richtet.

II	 LugÜ

Soll ein Entscheid aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, Nor­
wegen oder Island in der Schweiz anerkannt und vollstreckt werden, so richtet 
sich das Verfahren nach dem LugÜ, vorausgesetzt der Anwendungsbereich des 
LugÜ ist eröffnet und es liegt eine «Entscheidung» i.S.v. Art. 32 LugÜ vor.4 

1	 Zumal die Anerkennung eine Voraussetzung der Vollstreckbarkeitserklärung bildet, 
scheidet bei Vorliegen eines Anerkennungsverweigerungsgrunds eine Vollstreck­
barkeitserklärung ebenfalls aus, vgl. Walter/Domej, S. 412 f.

2	 Art. 1 Abs. 2 IPRG. 
3	 Auf die übrigen internationalen bzw. bilateralen Anerkennungsabkommen, welche 

namentlich im Bereich des Familienrechts von Bedeutung sind, wird im vorliegenden 
Aufsatz nicht näher eingegangen. 

4	 Zum Vereinigten Königreich siehe sogleich unten.
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Dem LugÜ kommt gemäss h.L. im Verhältnis zum HGÜ Vorrang zu, zumal 
Art. 26 Abs. 4 HGÜ anerkennungsfreundlicheren Staatsverträgen den Vorrang 
einräumt, was das LugÜ infolge seiner strenger gefassten Anerkennungsver­
weigerungsgründe im Verhältnis zum HGÜ ist.5 

Was den sachlichen Anwendungsbereich des LugÜ anbelangt, so hat das 
Bundesgericht jüngst bestätigt, dass der Ausschlussgrund der Schieds­
gerichtsbarkeit gemäss Art. 1 Abs. 2 lit. d LugÜ bloss Verfahren erfasst, welche 
funktional mit dem Schiedsverfahren verbunden sind, wie bspw. Entscheide 
über die Aufhebung, Änderung, Anerkennung und Vollstreckung von Schieds­
sprüchen sowie Entscheide, die der Durchführung des Schiedsverfahrens 
dienen.6 Setzt sich ein Gericht eines LugÜ-Vertragsstaats indessen (vermeint­
lich) über eine Schiedsvereinbarung hinweg und entscheidet selbst in der 
Sache, so gelangt der Ausschluss der Schiedsgerichtsbarkeit gemäss Art. 1 
Abs. 2 lit. d LugÜ nicht zur Anwendung. 7 

Hinsichtlich des zeitlichen Anwendungsbereichs des LugÜ gemäss Art.  63 
LugÜ gilt es zu beachten, dass als Folge des Brexits das Vereinigte Königreich 
seit dem 1. Januar 2021 nicht mehr Vertragsstaat des LugÜ ist. Entsprechend 
richtet sich auch die Anerkennung bzw. Vollstreckbarkeitserklärung von Ent­
scheiden aus dem Vereinigten Königreich, die nach dem 1. Januar 2021 ergangen 
sind, nicht mehr nach dem LugÜ, sondern nach dem IPRG bzw. allenfalls dem 
HGÜ. Für Entscheide aus dem Vereinigten Königreich, die vor dem 1. Januar 
2021 ergangen sind, für die aber erst nach diesem Zeitpunkt ein Anerken­
nungs- bzw. Vollstreckungsverfahren in der Schweiz eingeleitet wurde, hat das 
Bundesgericht kürzlich klargestellt, dass das LugÜ weiterhin Anwendung 
findet.8 Wie es sich in Fällen verhält, in denen der Entscheid erst nach dem 

5	 Markus Alexander R., S. 639 m.w.Verw.; Botschaft HGÜ 2023, S. 9; Trüten, S. 16.
6	 Sog. anti-suit injunctions sind unzulässig, soweit sich die Zuständigkeit aus dem LugÜ 

ergibt, und können daher auch nicht vollstreckt werden (BGE 138 III 304 E. 5.3.1; 
siehe dazu näher den Beitrag von Reiter/Fuchs, S. 65 ff., in diesem Sammelband).

7	 BGE 150 III 423 E. 5.3; so bereits: BGE 127 III 186 E. 2; vgl. auch Stacher /Arnesson, 
S. 62.

8	 Urteil BGer 5A_720/2022 vom 31. März 2023 E. 5.3.2; Urteil OGer BE ZK 21 274  
vom 4. November 2021 E. 5.3.4; Urteil OGer BE ZK 20 547 vom 25. Mai 2021 E. 16.3 
(obiter dictum); a.M. Urteil BezGer ZH vom 24. Februar 2021 E. 2.2, abrufbar unter 
https://www.arrestpraxis.ch/fileadmin/uploads/arrestpraxis/media/2021-02-24_
Urteil_BGZ__Audienz__redacted.pdf (Abruf 02.05.2025).
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1.  Januar 2021 erging, das dem Entscheid zugrundeliegende Verfahren im 
Vereinigten Königreich aber bereits vor dem 1. Januar 2021 eingeleitet wurde, 
ist hingegen nach wie vor unklar. Die h.L. plädiert jedoch auch in diesem 
Szenario für die Anwendbarkeit des LugÜ.9 

Verfahren in UK

Verfahren in UK

Verfahren in UK

Vollstreckung in CH

Vollstreckung in CH

Vollstreckung in CH

01.01.2021

LugÜ:

Unklar:

Nicht nach LugÜ:

Wann schliesslich eine Entscheidung i.S.v. Art. 32 LugÜ vorliegt, ist vertrags­
autonom auszulegen.10 Gemäss h.L. und Rechtsprechung sind davon grund­
sätzlich auch vorsorgliche Massnahmeentscheide erfasst, sofern sie in einem 
kontradiktorischen Verfahren ergangen sind.11 Bei superprovisorisch erlasse­
nen Entscheiden genügt es, wenn das rechtliche Gehör nach Erlass der vor­
sorglichen Massnahme, aber noch vor Beantragung des Exequaturs gewährt 
wurde. So hat das Bundesgericht jüngst einen italienischen decreto ingiuntivo 
als Entscheid i.S.v. Art. 32 LugÜ qualifiziert, zumal der Einspracheentscheid, 
welcher den decreto ingiuntivo bestätigte und vor dem Gesuch um Vollstreck­
barkeitserklärung in der Schweiz erlassen wurde, in einem kontradiktorischen 
Verfahren ergangen war, in welchem sich der Schuldner habe äussern 
können.12

9	 Markus/Huber-Lehmann, S. 146; Markus/Huber-Lehmann/Ruprecht, S. 264 f.; 
Markus/Ruprecht, S. 316; Rodriguez/Gubler, S. 693 f.; a.M. hingegen SHK LugÜ-
Domej, Art. 63 N 26. 

10	 BGE 146 III 157 E. 6.2.
11	 BGE 150 III 345 E. 5.1.2; BSK LugÜ-Schuler/Rohn/Marugg, Art. 32 N 30 f. 

m.w.Nachw.
12	 BGE 150 III 345 E. 5.2; vgl. hierzu auch Arnold, S. 418 ff.
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III	 HGÜ

Soll ein Entscheid aus einem Nicht-LugÜ-Vertragsstaat in der Schweiz aner­
kannt und vollstreckt werden, und beruhte die Zuständigkeit des erkennenden 
Gerichts auf einer ausschliesslichen Gerichtsstandsvereinbarung,13 so ist seit 
dem 1. Januar 2025 neu jeweils zu prüfen, ob das HGÜ zur Anwendung 
gelangt. Wie das LugÜ umfasst auch der sachliche Anwendungsbereich des 
HGÜ Zivil- und Handelssachen (Art. 1 HGÜ), wobei aber der Ausschluss­
katalog in Art. 2 HGÜ deutlich umfassender ausfällt (und so bspw. ausser­
vertragliche Ansprüche aus unerlaubter Handlung wegen Sachschäden oder 
dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen erfasst). In räumlich-persönlicher 
Hinsicht ist das HGÜ vor allem für Entscheide aus dem Vereinigten König­
reich, bei denen die Verfahrenseinleitung als solche nach dem 1. Januar 2021 
erfolgte, von Relevanz, zumal hier das LugÜ unstreitig keine Anwendung 
findet. Weitere namhafte HGÜ-Vertragsstaaten sind Mexiko und Singapur.14 

IV	 IPRG

Seit Inkrafttreten des HGÜ kommt das IPRG mit Blick auf die Anerkennung 
und Vollstreckbarkeitserklärung in der Schweiz folglich nur noch dann zur 
Anwendung, wenn entweder ein Entscheid aus einem Nicht-LugÜ- sowie 
Nicht-HGÜ-Vertragsstaat vorliegt, mit dem die Schweiz auch keine anderen 

13	 Art. 3 lit. b HGÜ hält fest, dass Gerichtsstandsvereinbarungen, in denen die Gerichte 
oder zumindest ein oder mehrere bestimmte Gerichte eines Vertragsstaats benannt 
werden, als ausschliesslich gelten, sofern die Parteien nicht ausdrücklich etwas 
anderes vereinbart haben. Die Schweiz hat zudem als erster und einziger Vertragsstaat 
eine Erklärung nach Art. 22 HGÜ abgegeben, wonach ihre Gerichte auch Entschei­
dungen anerkennen und vollstrecken werden, die von ausländischen Gerichten 
gestützt auf nicht ausschliessliche Gerichtsstandsvereinbarungen erlassen wurden. Da 
dieser Artikel aber vorsieht, dass sowohl das Ursprungs- als auch das Anerkennungs­
gericht eine solche Erklärung abgegeben haben müssen, hat die Erklärung der Schweiz 
derzeit keine Wirkung.

14	 Die USA und China haben das Übereinkommen unterzeichnet, aber noch nicht ratifi­
ziert. Eine Liste mit den Vertragsstaaten ist abrufbar unter https://www.hcch.net/de/
instruments/conventions/status-table/?cid=98 (Abruf 23.04.2025).
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bilateralen oder multilateralen Verträge im Bereich der Anerkennung und 
Vollstreckung abgeschlossen hat (wie bspw. die USA15), oder wenn der An­
wendungsbereich dieser Übereinkommen nicht eröffnet ist.16

C	 Mögliche Einreden und Verweigerungsgründe 

I	 Übersicht der möglichen Einreden je nach Regelwerk

Verweigerungs-
grund:

LugÜ HGÜ IPRG

Nicht gehörige 
Zustellung

✔  
Art. 34 Ziff. 2

✔  
Art. 9 lit. c

✔  
Art. 27 Abs. 2 

lit. a
Verstoss gegen 
ordre public

✔ 
Art. 34 Ziff. 1

✔  
Art. 9 lit. e

✔  
Art. 27 Abs. 1 und 2 

lit. b
Unvereinbarkeit 
mit anderen 
Entscheiden

✔  
Art. 34 Ziff. 3 & 4

✔  
Art. 9 lit. f und g

✔  
Art. 27 Abs. 2 

lit. c
Nichtbeachtung 
Rechtshängig-
keit

✘ ✘ ✔ 
Art. 27 Abs. 2 

lit. c
Verhängung  
von punitive 
damages

✘

Ausnahme:  
Art. 34 Ziff. 117

✔ 

Art. 11

✘

Ausnahme:  
Art. 27 Abs. 117

15	 Wobei für Unterhaltsentscheidungen das Abkommen zwischen dem Schweizerischen 
Bundesrat und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über die Durch­
setzung von Unterhaltsverpflichtungen vom 31. August 2004 (SR 0.276.197.411) gilt.

16	 Vernehmlassungsbericht HGÜ 2022, S. 8; Kuster, Rz. 16.
17	 Sog. punitive damages können unter gewissen Voraussetzungen gegen den ordre pub-

lic i.S.v. Art. 27 Abs. 1 IPRG und Art. 34 Ziff. 1 LugÜ verstossen (siehe dazu näher 
CHK IPRG-Buhr/Schramm, Art. 27 N 15 ff.; BSK IPRG-Däppen/Mabillard, Art. 27 
N 44, 75).
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Entscheidung 
beruhend auf 
einer vorfrage-
weisen Beurtei-
lung einer 
ausgeschlosse-
nen Angelegen-
heit 

✘ ✔  

Art. 10 Abs. 2
✘

Prozessbetrug ✘ 

Ausnahme:  
Art. 34 Ziff. 118 

✔  

Art. 9 lit. d
✘ 

Ausnahme:  
Art. 27 Abs. 2  

lit. b18

Ungültige 
Gerichtsstands-
vereinbarung

✘ ✔  
Ausnahme:  
Art. 9 lit. a

✔  
Art. 26 lit. b

Fehlende 
Fähigkeit zum 
Abschluss der 
Gerichtsstands-
vereinbarung

✘ ✔  

Art. 9 lit. b
✘

Indirekte 
Zuständigkeit

✘  
Ausnahme: 

Art. 35 Ziff. 1

✘ 
Ausnahme:  
Art. 8 Abs. 2

✔  

Art. 25 lit. a 
i.V.m. Art. 26

II	 Ausgewählte Verweigerungsgründe

1	 Nicht gehörige Zustellung

Von besonderer praktischer Relevanz ist der Verweigerungsgrund der nicht 
gehörigen Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks. 

Mit Blick auf das LugÜ ist in diesem Zusammenhang vorab zu beachten, dass 
dem Passus in Art. 34 Ziff. 2 LugÜ zum möglichen Rechtsbehelf («[...] es sei 
denn, der Beklagte hat gegen die Entscheidung keinen Rechtsbehelf eingelegt, 

18	 Der Prozessbetrug kann unter gewissen Voraussetzungen gegen den ordre public  
i.S.v. Art. 27 Abs. 2 lit. b IPRG und Art. 34 Ziff. 1 LugÜ verstossen (siehe dazu näher 
Urteil BGer 5A_165/2014 vom 25. September 2014 E. 6.2; BSK LugÜ-Schuler/Rohn/
Marugg, Art.. 34 N 22; CR LDIP-Bucher, Art. 27 N 17).
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obwohl er diese Möglichkeit hatte») wegen des entsprechenden Vorbehaltes 
der Schweiz keine Bedeutung zukommt.19

Gemäss Rechtsprechung gewährleistet Art. 34 Ziff. 2 LugÜ eine zustellungs­
rechtliche Mindestgarantie. Diese erfordert die Zustellung in den Herrschafts­
bereich des Beklagten. Die Durchführung muss mit Sicherheit feststellbar 
sein, wobei es genügt, wenn der Kläger den Zustellungsnachweis erbringen 
kann.20 Des Weiteren muss die Zustellung in einer Art und Weise erfolgen, 
mittels welcher der Empfänger ihre Wichtigkeit erfassen kann; eine Benach­
richtigung über irgendwelche informellen Kanäle reicht nicht aus.21 So genügt 
die formlose Zustellung durch einen Kurier an einen anderen als den Beklag­
ten nicht, da nicht sichergestellt werden kann, dass der Empfänger auf die 
besondere Bedeutung und die Dringlichkeit der unverzüglichen Weiterleitung 
an den Beklagten hingewiesen wird und der Beklagte so die Möglichkeit er­
hält, sich zu verteidigen. Daran vermag auch der Umstand nichts zu ändern, 
dass die Zustellung an dem im Vertrag für die Zustellung vorgesehenen Ort 
erfolgte.22 

In BGer 5A_299/2020 hatte das Bundesgericht zu beurteilen, ob eine nach 
englischem Recht zulässige Alternativzustellung an eine andere als die beklag­
te Partei («constructive notice») mit Blick auf Art. 34 Ziff. 2 LugÜ rechts­
genüglich sei. Im konkreten Fall brachte der High Court of Justice im Rahmen 
eines Scheidungsverfahrens das verfahrenseinleitende Schriftstück einer juris­
tischen Treuhandgesellschaft lediglich qua Zustellung an den mitbeklagten 
Ehegatten zur Kenntnis. Dies erfolgte mit der Begründung, dass die Treuhand­
gesellschaft lediglich als Strohmann bzw. alter ego hinter dem Ehemann 
fungiere. Das Bundesgericht erwog, dass dem Zweitgericht bei der Prüfung 
von Art. 34 Ziff. 2 LugÜ i.S. einer Ausnahme des Verbots der révision au fond 
eine Nachprüfungsbefugnis zukomme, womit die Frage, ob die Alternativ­
zustellung nach englischem Recht zulässig sei bzw. die diesbezüglichen Fest­
stellungen des englischen Erstgerichts, für die Beurteilung von Art. 34 Ziff. 2 

19	 Art. III Protokoll 1 zum LugÜ; so ausdrücklich auch: Urteil BGer 5A_299/2020 vom 
11. August 2021 E. 3.1.3.

20	 BGE 142 III 355; Urteil BGer 5A_299/2020 vom 11. August 2021 E. 3.2.
21	 Urteil BGer 5A_299/2020 vom 11. August 2021 E. 3.2.
22	 Urteil BGer 5A_230/2012 vom 23. Oktober 2012 E. 4.3.1.
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LugÜ seitens des Schweizer Zweitgerichts nicht bindend seien.23 Im Ergebnis 
wies es die Beschwerde der Ehefrau mangels Anfechtung der verbindlichen 
vorinstanzlichen Sachverhaltsfeststellungen ab, wonach die Treuhandgesell­
schaft keine effektive Kenntnis vom verfahrensleitenden Schriftstück erlangt 
hatte.24

Unter Berufung auf den soeben wiedergegebenen Bundesgerichtsentscheid 
kam auch das Obergericht des Kantons Zürich jüngst zum Schluss, dass eine 
Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstückes per E-Mail durch den 
Anwalt der Gesuchstellerin an die Anwältin der Gegenpartei den zustellungs­
rechtlichen Anforderungen von Art. 34 Ziff. 2 LugÜ nicht genüge.25

Auch das HGÜ und das IPRG kennen den Verweigerungsgrund der nicht 
gehörigen Zustellung. Da das HGÜ in der Schweiz erst per 1. Januar 2025 in 
Kraft trat, gibt es hierzu noch keine (publizierte) Rechtsprechung. Instruktiv 
ist in diesem Zusammenhang aber, wie Gerichte anderer HGÜ-Staaten ent­
schieden haben, zumal Art. 23 HGÜ die Mitgliedstaaten verpflichtet, bei der 
Auslegung des HGÜ seinem internationalen Charakter sowie der Notwendig­
keit, seine einheitliche Anwendung zu fördern, Rechnung zu tragen.

Mit Blick auf Art. 9 lit. c HGÜ hielt der High Court of Singapore so bspw. fest, 
dass der Kläger nur bei Abwesenheitsurteilen den Beweis erbringen müsse, 
dass die Beklagte rechtzeitig und gehörig über das Verfahren informiert wor­
den sei. In allen anderen Fällen – mithin auch bei einem summary judgment26 
gemäss englischem Recht – werde die ordnungsgemässe Zustellung vermutet, 
wobei sie durch den Gegenbeweis widerlegt werden könne.27 

23	 Urteil BGer 5A_299/2020 vom 11. August 2021 E. 3.4.1 f.
24	 Urteil BGer 5A_299/2020 vom 11. August 2021 E. 3.4.3.
25	 Urteil OGer ZH RV240008-O/U vom 27. Januar 2025 E. 1.4.
26	 Unter einem summary judgment versteht das englische Recht ein Urteil, welches in 

einem vereinfachten und beschleunigten Verfahren auf Grundlage schriftlicher Beweis­
mittel ergeht. Voraussetzung dafür ist, dass keine realistische Aussicht auf Erfolg besteht 
und dass keine sonstigen zwingenden Gründe für die Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung vorliegen (Civil Procedure Rules, Rule 24, verfügbar unter https:// 
www.justice.gov.uk/courts/procedure-rules/civil/rules/part24 [Abruf 06.05.2025]).

27	 Urteil High Court Singapur Ermgassen & Co Ltd v Sixcap Financials Pte Ltd SGHCR 8 
vom 19. Juni 2018 Rz. 22; dies deckt sich mit der Beweislastumkehr in Art. 29 Abs. 1 
lit.  c IPRG, wonach im Falle eines Abwesenheitsurteils der Anerkennungskläger 
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Schliesslich hielt das Bundesgericht in Anwendung von Art. 27 Abs. 2 lit. a 
IPRG kürzlich fest, dass sich die beklagte Partei, welche am ausländischen 
Verfahren teilgenommen hat, nur dann auf diese Einrede berufen könne, wenn 
sie im ausländischen Verfahren ausdrücklich einen Vorbehalt bezüglich der 
Gültigkeit der Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftsatzes angebracht 
habe. Eine blosse Unzuständigkeitseinrede genügt gemäss der Auffassung des 
Bundesgericht dagegen nicht, zumal diese bloss eine Einlassung i.S.v. Art. 26 
lit. c IPRG, nicht aber i.S.v. Art. 27 Abs. 2 lit. a IPRG verhindert.28 

2	 Verstoss gegen den ordre public

Eine weitere Einrede, welche sowohl gemäss LugÜ, HGÜ sowie IPRG zur 
Verfügung steht, ist diejenige des offensichtlichen Verstosses gegen den ordre 
public. Während Art. 34 Ziff. 1 LugÜ und Art. 9 lit. e HGÜ sowohl den mate­
riellen als auch den formellen ordre public erfassen, regelt das IPRG den 
materiellen (Art. 27 Abs. 1 IPRG) und den formellen (Art. 27 Abs. 2 IPRG) 
getrennt.29 

Was unter den Begriff des ordre public fällt, ist sowohl gemäss LugÜ als  
auch gemäss HGÜ nach dem nationalen Recht des ersuchten Zweitstaates zu 
bestimmen.30 Es kann hier mithin auf die zu Art. 27 IPRG ergangene Recht­
sprechung verwiesen werden.31 

Eine offensichtliche Verletzung des Schweizer ordre public liegt vor, wenn 
grundlegende Vorschriften der schweizerischen Rechtsordnung missachtet 
werden.32 Die Bestimmung wird streng ausgelegt.33 Eine Abweichung von 
zwingenden Bestimmungen des schweizerischen Rechts oder die Tatsache,  

durch Urkunden beweisen muss, dass das verfahrenseinleitende Schriftstück gehörig 
und rechtzeitig zugestellt wurde (siehe auch BGE 142 III 180 E. 3).

28	 Urteil BGer 5A_78/2023 vom 23. November 2023 E. 4.3.
29	 Walter/Domej, S. 489; Hartley/Dogauchi, Rz. 189.
30	 SHK LugÜ-Walther, Art. 34 N 3 m.w.Nachw.; Hartley/Dogauchi, Rz. 189.
31	 SHK LugÜ-Walther, Art. 34 N 3; DIKE LugÜ Kommentar-Domej/Oberhammer, 

Art. 34 N 5.
32	 BGE 126 III 534 E. 2.c; Urteil BGer 4A_650/2023 vom 13. Mai 2024 E. 5.1.2.
33	 BGE 143 III 404 E. 5.2.3; Urteil BGer 5A_46/2021 vom 20. Januar 2022 E. 4.1; Urteil 

BGer 5A_138/2020 vom 25. August 2020 E. 3.2.
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dass das ausländische Urteil in einem Verfahren ergangen ist, das sich vom 
schweizerischen Prozessrecht unterscheidet, genügt für sich allein noch 
nicht.34

Das Bundesgericht hielt kürzlich entsprechend fest, dass ein russisches Urteil, 
welches die Aufhebung einer Adoption auf Antrag des Vaters und gegen den 
Willen der Mutter zum Gegenstand hatte, nicht gegen den materiellen  
ordre public verstosse, zumal das russische Urteil nicht als für das einheimische 
Rechtsempfinden unerträglich eingestuft werden könne, da auch das Schweizer 
Recht die Aufhebung einer Eltern-Kind-Beziehung gegen den Willen eines 
Elternteils kenne.35 

Was den formellen ordre public anbelangt, so gilt es zu beachten, dass die 
Geltendmachung desselben gemäss Bundesgericht im Einzelfall gegen den 
Grundsatz von Treu und Glauben verstossen kann. So kam das Bundesgericht 
in BGE 141 III 210 zum Schluss, dass der vom Beklagten erstmals im Rahmen 
des Schweizer Vollstreckungsverfahrens vorgetragene Vorwurf, wonach die 
Klägerin die am ausländischen Erkenntnisverfahren mitwirkenden Richter 
bestochen habe, als treuwidrig zu gelten habe, weshalb es eine Berufung auf 
den formellen ordre public verweigerte.36  

3	 Unvereinbarkeit mit einer Entscheidung 
aus dem Anerkennungsstaat

Damit ein Entscheid in der Schweiz anerkannt bzw. für vollstreckbar erklärt 
werden kann, darf er sowohl gemäss LugÜ, HGÜ wie auch IPRG nicht  
mit einer Schweizer Entscheidung im Widerspruch stehen, die zwischen den­
selben Parteien ergangen ist.37

34	 Urteil BGer 4P.12/2004 vom 15. Juni 2004 E. 2.1; So auch jüngst Urteil 
BGer 5A_46/2021 vom 20. Januar 2022 E. 4.6.2, wonach die Vorinstanz einen Verstoss 
gegen den ordre public mitunter mit der Begründung verneinte, dass ein Anspruch, 
der auf blossen Wahrscheinlichkeiten basiert, der schweizerischen Rechtsordnung 
zwar fremd sei, Grundprinzipien des Schweizer Rechts dadurch jedoch nicht offen­
sichtlich verletzt seien.

35	 Urteil 5A_138/2020 vom 25. August 2020 E. 3.4.
36	 BGE 141 III 210 E. 5.3.3.
37	 Art. 34 Nr. 3 LugÜ; Art. 9 lit. g HGÜ; Art. 27 Abs. 2 lit. c IPRG. 
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Mit Blick auf Art. 34 Ziff. 3 LugÜ hatte das Bundesgericht in BGE 150 III 
423 zu klären, inwieweit ein inländisches Urteil, in welchem sich das Gericht 
aufgrund einer Schiedsklausel für unzuständig erklärte, der Anerkennung 
einer slowenischen Entscheidung entgegenstehe, welche in (vermeintlicher) 
Verletzung derselben Schiedsklausel ergangen ist. Das Bundesgericht führte 
einleitend aus, dass sich die Unvereinbarkeit bei den Wirkungen der gericht­
lichen Entscheidungen zeigen müsse. Verlangt werde mit anderen Worten, 
dass die ausländische Entscheidung entweder denselben Streitgegenstand 
abweichend entscheide oder aber auf Prämissen aufbaue, die mit der materi­
ellen Rechtskraft oder Gestaltungswirkung des inländischen Urteils unverein­
bar sei.38 Das Bundesgericht führte in der Folge aus, dass obschon die Trag­
weite der Bindungswirkung von negativen Zuständigkeitsentscheiden unklar 
sei, der inländische Entscheid in jedem Fall keine Rechtswirkungen entfalte, 
die mit den Rechtswirkungen des slowenischen Urteils potentiell unvereinbar 
seien. Denn mit Blick auf Art. 34 Ziff. 3 LugÜ genüge es nicht, wenn die 
Rechtsfolgen (oder eine Vorfragebeurteilung) der anzuerkennenden Entschei­
dung lediglich mit einer nicht in Rechtskraft erwachsenen Vorfragebeurteilung 
des inländischen Urteils unvereinbar sind.39

Im Anwendungsbereich des IPRG hielt das Bundesgericht kürzlich fest, dass 
die Anerkennung eines ausländischen negativen Feststellungsurteils, welches 
die Haftung eines Schädigers verneinte, versagt werden könne, wenn in der 
Schweiz bereits früher eine Adhäsionsklage des Geschädigten hängig war. Das 
Bundesgericht rief in Erinnerung, dass die Identität der Streitgegenstände sich 
im internationalen Kontext nach der Kernpunkttheorie beurteilt.40 Obwohl die 
Anträge in den beiden Verfahren nicht identisch waren, wurde das ausländi­
sche Urteil daher nicht anerkannt, weil die im Mittelpunkt stehende Rechts­
frage dieselbe war wie bei der zuerst hängig gemachten Adhäsionsklage.41

38	 BGE 150 III 423 E. 6.3; vgl. auch Stacher/Arnesson, S. 62.
39	 BGE 150 III 423 E. 6.3, 6.4.2, 6.4.4.
40	 Der Begriff der Rechtshängigkeit ist derselbe wie in Art. 9 IPRG (Urteil BGer 

5A_1015/2021 vom 4. August 2022 E. 6.2.1.1).
41	 Urteil BGer 5A_1015/2021 vom 4. August 2022 E. 6.2.2.




